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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— der Gewerbeaſſeſſor Dr. Bublitz von 
gnädigſt geruht, Unna nach Neuſalz a. O. zur Verwal⸗ 
dem Geheimen Regiſtrator Boſeck im tung der dortigen Gewerbeinſpektion. 
Miniſterium für Handel und Gewerbe 
den Charakter als Kanzleirat und Dem Gewerbeaſſeſſor Doll iſt auftrags⸗ 
dem Vorſitzenden des Zentralverbands weiſe die Verwaltung der Stelle des Eichungs— 
der preußiſchen Dampfkeſſel-Uber⸗ Juſpektors in Kiel übertragen. 
wachungsvereine, Waſſerwerksdirektor 
Friedrich Schmetzer in Frankfurt 
a. O. den Charakter als Baurat 
zu verleihen. 


Es ſind übertragen worden 

dem Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
— Goebel in Schleswig vom 1. Juli d. J. 
. ab die Bearbeitung der gewerblichen 
Zum 1. Juli d. 38. find verſetzt worden: Unterrichtsangelegenheiten der Stadt 


die Gewerbeinſpektoren Dr. Borgmann Berlin und des Regierungsbezirks 
von Linden (Hannover) nach Düſſeldorf Potsdam mit dem Amtsſitz in Berlin, 
zur Unterſtützung und Vertretung des dem Direktor der höheren Maſchinenbau⸗ 
dortigen Regierungs⸗ und Gewerberats, ſchule in Breslau Theodor Beckert 
Dr. Raſch von Berlin N. nach Linden vom 1. Oktober d. Is. ab auftrags⸗ 
(Hannover) und Dr. Ruhnau von weife die Geſchäfte eines Regierungs- 
Neuſalz a. O. nach Berlin N. in der und cöewerbeſchulrats bei der Regierung 
bisherigen Amtseigenſchaft, in Schleswig. 


3535. EEE 


wagt: _ 


158 


III. Haudel8-Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Spezialkarten der finnischen Gewäſſer. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Juni 1905. 

Bei der ſeeamtlichen Unterſuchung von Unfällen deutſcher Schiffe in finniſchen Ge- 
wäſſern hat ſich ergeben, daß Kapitäne aus Mangel an geeigneten Karten nicht in der 
Lage waren, die Richtigkeit der Lotſenführung zu beurteilen und ſomit den erforderlichen 
Einfluß auf die Navigierung auszuüben. Die Unzulänglichkeit der Kartenausrüſtung ſcheint 
teils auf Unkenntnis des vorhandenen fremden Kartenmaterials überhaupt, teils auf der 
Annahme zu beruhen, daß die ruſſiſchen Karten für Deutſche nicht verſtändlich ſeien. 

Es beſtehen indeſſen von finniſchen Gewäſſern folgende ſchwediſche Karten: 

Nr. 20. Bottenviken, norra delen, 
21. Bottenviken, södra delen, 
z 22. Norra Qvarken, 
5. Bottenhafvet, 
26. Aland och Abo skärgärdar, 
27. Finska viken, vestra delen, 
- 28. Finska viken, östra delen 
und folgende ruſſiſche Spezialkarten, auf denen neben den ruſſiſchen Schriftzeichen auch die 
Namen in ſchwediſcher Sprache angegeben ſind: 
Nr. 96. S0 Einfahrt nach Torneå, 
= 94. Einfahrt nach Brahestad, 
1673. Von Stubben bis Truthellan mit Plänen der Engen, 
1729. Von Truthellan bis Rönnskär, 
1771. Von Goshellan bis Shegklubb, 
1675. Von Lekö bis Lypertö, Fahrwaſſer nach Nystad und Enskär- 
Leuchtturm, 
1755. Pläne der Engen und Einfahrten nach Nystad, 
1561. Einfahrt nach Marichamn. 

Ich erſuche Sie, beteiligte Schiffahrtskreiſe Ihres Verwaltungsbezirks hierauf auf— 
merkſam zu machen. 

Im Auftrage. 


IID 5207. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. Verkehr mit gefälſchtem Honig. 


Berlin, den 27. Mai 1905. 

Die auf unſern Runderlaß vom 29. November 1902 (MBl. S. 430) erſtatteten Berichte 
über den Verkehr mit gefälſchtem und nachgemachtem Honig laffen erkennen, daß die Not- 
wendigkeit einer ſtrengen Überwachung der Herſtellungs- und Verkaufsſtätten für künſtlichen 
Honig nach wie vor fortbeſteht. Für die Frage des Einſchreitens gegen den Verkehr mit 
nicht reinem Naturhonig auf Grund des Nahrungsmittelgeſetzes ift das Urteil der 4. Straf— 
kammer des Landgerichts Berlin vom 14. Januar 1904 und die dieſes Urteil im weſent⸗ 
lichen beſtätigende Entſcheidung des II. Strafſenats des Reichsgerichts vom 14. Juni 1904 
von Bedeutung. 

Indem wir Ihnen anliegend Abſchrift des vorbezeichneten Urteils des Reichsgerichts 
zugehen laſſen, erſuchen wir unter Bezugnahme auf die Ausführungen in dem Erlaſſe vom 
30. Auguſt 1900, die Herſtellung und den Vertrieb von Kunſthonig auch in Zukunft ſtreng 
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überwachen zu laſſen und über den Stand der Angelegenheit bis zum 1. April 1907 
weiteren Bericht zu erſtatten. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal- für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. 
Angelegenheiten. und Forſten. In Auftrage. 

Im Auftrage. Im Auftrage Luſensky. 
Förſter. Küſter. 


Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. 
von Biſchoffshauſen. 
M. d. g. A. M. 5663. — M. f. Ldw. IA a 2982. M. f. Hdl. xe. IIb 4397. — M. d. Inn. IIa 3568. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Aulage. 


Eutſcheidung des Reichsgerichts, IT. Strafſenat, vom 14. Juni 1904. 


Die Reviſionen der Angeklagten gegen das Urteil der 4. Strafkammer des Land— 
gerichts L zu Berlin vom 14. Januar 1904 werden mit der Maßgabe, daß die gedachten 
Angeklagten nur des Vergehens gegen das Geſetz, betreffend den Verkehr mit Nahrungs— 
mitteln, nicht zugleich der Übertretung des § 367 Nr. des Strafgeſetzbuchs ſchuldig ſind, 
verworfen. 

Gründe. 

Die Vorinſtanz hat auf Grund der ermittelten Tatſachen mit Recht feſtgeſtellt, daß der 
von den Angeklagten N. N. feilgehaltene und verkaufte Honig ein verfälſchtes Nahrungs- 
mittel geweſen iſt. 

Die Hinweiſe der Reviſion darauf, daß ſowohl die Bezeichnung „Germania-Blüten⸗ 
Honig“ wie der Zuſatz „Feinſter Verſchnitt-Honig“ wie die kleingedruckte Angabe der 
Zuſammenſetzung und der Preis für das kaufende Publikum klar zum Ausdruck gebracht 
haben, daß es ſich nicht um ein reines unvermiſchtes Naturprodukt, ſondern um eine Kom— 
poſition handle, ſcheitere an der tatſächlichen, auch für die Reviſionsinſtanz maßgebenden 
„Feſtſtellung, daß das Publikum da, wo Honig „unter ſolchen Bezeichnungen“ verkauft wird, 

einen reinen, nicht mit fremdartigen Stoffen, wie Stärkeſirup, durchſetzten Honig vor- 
ausſetzt, während der von den Angeklagten in Verkehr gebrachte Honig die normale 
Beſchaffenheit eines reinen Bieuenhonigs nicht hatte, ſondern zu 60 Prozent mit fremd— 
artigen Beſtandteilen durchſetzt war, und zwar nicht einmal, wie die kleingedruckte — mit 
bloßem Auge ſelbſt bei hellem Tageslicht kaum lesbare — Anzeige auf den Etiketten 
beſagte, mit Traubenzucker, ſondern mit Stärkeſirup, der den Honig in allen ſeinen 
Beſtandteilen verdünnt. Die Feſtſtellung, daß die unmittelbaren Abnehmer des Honigs, 
die Mitangeklagten A. und B. aus den niedrigen Preiſen entnehmen mußten, es handle 
ſich um verfälſchten Honig, nötigt keineswegs zu der Annahme, daß auch das kaufende 
Publikum aus dem Preiſe den gleichen Schluß ziehen mußte. Die Behauptung der An— 
geklagten, die in der Reviſion wiederholt wird, es habe ſchon nach dem Inhalt der Etiketten 
jeder Käufer erkennen müſſen, daß nicht reiner Blütenhonig gemeint ſei, iſt nichts als die 
Behauptung des Gegenteils von dem, was der Vorderrichter ausdrücklich feſtſtellt und 
worüber er nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden hatte. Die Ablehnung des Antrags, hier 
über einen Sachverſtändigen für Handelsſachen zu vernehmen, verſtößt auch nicht gegen 
prozeſſuale Vorſchriften, da das Gericht zu beſtimmen hat, ob und welche Sachverſtändige 
zuzuziehen find (§ 73 der Strafprozeßordnung). 

Die Angeklagten N. N. find wegen Vergehens ſowohl gegen Nr. 1 wie gegen Nr. 2 
des § 10 des Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1879 beſtraft. Auch in dieſer Beziehung liegen 
rechtliche Bedenken nicht vor. Zwar entbehrt die ſogenannte Schlußfeſtſtellung der Hervorhebung, 
daß die Angeklagten ſelber die fraglichen Nahrungsmittel „zum Zwecke der Täuſchung im 
Handel und Verkehr verfälſcht haben“, es iſt aber anderwärts im Urteil ausgeſprochen, 
daß ſie „gemeinſchaftlich bei der Verfälſchung und dem Verkauf materiell mitgewirkt“, daß 
jie „durch ihre beiderſeitige Zütigteit um gemeinſchaftlichen Geſchäft die Abſicht bekundet 
haben, die Verfälſchung und den Verkauf zur Vollendung zu bringen“, und daß ſie „durch 
ihr ſtrafbares Handeln einen beträchtlichen Vorteil erſtrebt haben“. Danach waren die 
Tatbeſtandsmerkmale der Nr. 1 des § 10 gegeben. Daß die Angeklagten den Honig 
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„wiſſentlich unter Verſchweigung des Umſtandes“, daß er verfälſcht war, verkauft haben 
(§ 10 Nr. 2), Spricht der Vorderrichter ausdrücklich aus. Dem ſteht nicht die Annahme 
entgegen, daß trotzdem „die Honighändler (die unmittelbaren Abnehmer)“ gewußt haben 
mögen, daß es ſich um ein Kunſterzeugnis handelte. Der Tatbeſtand der Nr. 1 des § 10 
blieb übrigens auch dann beſtehen, wenn die Angeklagten nicht zwar eine Täuſchung der 
unmittelbaren Abnehmer, immerhin aber eine Täuſchung des kaufenden Publikums 
bezweckten (Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen Band 34 Seite 232). Endlich 
iſt auch die gemäß Nr. 2 des § 10 getroffene Feſtſtellung, daß die Augeklagten den ver— 
fälſchten Honig „unter einer zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung feilgehalten haben“, 
unbedenklich. È 
Irrtümlich ift nur die Annahme, daß die Angeklagten zugleich der Übertretung des 
§ 367 Nr. des Strafgeſetzbuches für ſchuldig zu erklären waren. Wohl lagen die Tat- 
beſtandsmerkmale auch dieſer Strafbeſtimmung vor; ſie deckten ſich aber mit dem des 
§ 10 Nr. 2 des Nahrungsmittelgeſetzes, es waltete ſonach Geſetzeskonkurrenz ob und 
nur das ſpeziellere Geſetz (§ 10) war zur Anwendung zu bringen. Der Irrtum iſt auf 
die Entſcheidung im übrigen ohne Einfluß geblieben. 
Nach alledem war, wie geſchehen, zu erkennen. 


Betr. Steriliſol als Konſervierungsmittel. 
Berlin, den 29. Mai 1905. 

Es iſt die Wahrnehmung gemacht, daß unter dem Namen „Steriliſol“ ein Kon⸗ 
ſervierungsmittel mit dem ausdrücklichen Hinweis in den Handel gebracht wird, daß es 
unbeanſtandet Verwendung finden könne und in geſundheitlicher Beziehung völlig einwands⸗ 
frei ſei. Demgegenüber iſt durch die im chemiſchen Laboratorium des Kaiſerlichen Geſund— 
heitsamtes ausgeführten Unterſuchungen feſtgeſtellt, daß Proben des Präparates etwa 2½ % 
Formaldehyd enthalten haben. Nach einem von mir, dem Miniſter der Medizinal-Au⸗ 
gelegenheiten, erforderten Gutachten der Königlichen Wiſſenſchaftlichen Deputation für das 
Medizinalweſen ſind aber das Formalin ſowohl wie alle Zubereitungen, welche dieſen Stoff 
enthalten, als geſundheitlich bedenkliche Konſervierungsmittel für Nahrungs- und Genuß 
mittel anzuſehen. Bei der gewerbsmäßigen Zubereitung von Fleiſch iſt ferner die Ver— 
wendung von Formaldehyd auf Grund des § 21 des Fleiſchbeſchaugeſetzes laut Bekannt⸗ 
an des Herrn Reichskanzlers vom 18. Februar 1902 (NGBI. ©. 48) ausdrücklich 
verboten. 

Um der Gefahr entgegenzutreten, daß das Steriliſol eine der öffentlichen Geſundheit 
nicht zuträgliche Verwendung findet, erſuchen wir Sie, die mit der Ausübung der Nahrungs- 
mittelpolizei betrauten Behörden auf die mehrfach erfolgte Feſtſtellung nicht einwandsfreier 
Zuſammenſetzung des „Steriliſols“ aufmerkſam zu machen und auch auf die beteiligten Kreiſe 
der Bevölkerung in geeignet erſcheinender Weiſe aufklärend einzuwirken, 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal- für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. 
Angelegenheiten. und Forſten. Im Auftrage. 

Im Auftrage. In Vertretung. von der Hagen. 
Förſter. von Conrad. 


Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. 
von Biſchoffshauſen. 
M. d. g. A. M. 5156. — M. f. Ludw. z. TAa 3158. — M. f. GƏL 2. IIb 4398. — M. d. Jun. Ia 8271. 


An die Herren Regierungs-Präſidenten und den Herrn Polizei-Präſidenten hierſelbſt. 


Betr. Haudel mit Wild. 
Berlin, den 9. Juni 1905. 
Es find Klagen darüber laut geworden, daß die nach § 8 Abſ. 2 des Wildſchongeſetzes 
vom 14. Juli 1904 auszuſtellenden befriſteten Beſcheinigungen in den ſeltenſten Fällen den 
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Beſtimmungen zu Nr. 6 der Anweiſung zur Ausführung dieſes Geſetzes vom 30. desſelben 
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Monates entjprechen, und daß infolgedeffen häufig Wild beſchlagnahmt wird, welches nicht 
mit einer ordnungsmäßigen Beſcheinigung verſehen iſt. 

Um die Wiederholung ſolcher Fälle nach Möglichkeit einzuſchränken, empfiehlt es ſich, 
die Ortspolizeibehörden auf die Wichtigkeit dieſer Beſtimmungen hinzuweiſen und ihnen 
ſtrengſte Innehaltung zur Pflicht zu machen. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. 
und Forſten. Im Auftrage. Lindig. 
Im Auftrage. v. d. Hagen. 
Weſener. 


IB d 5118. M. f. L. — IIb 5202 M. f. H. u. G. — IVb 1187 M. d. J. 


An die Herren Daer-Präfidenten, die Herren Negierungs-Präfidenten außer Sigmaringen 
und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


3. Wettbewerb des Handels und der Induſtrie. 
Betr. Verauſtaltung von Schwindelausſtellungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ; 
Berlin W. 66, den 22, Zunt 1905. 

Durch Entſcheidung des Landgerichts in Düſſeldorf vom 12. April 1904, die durch 
Erkenntnis des Reichsgerichts vom 23. Februar d. J. beſtätigt worden iſt, ſind die Unter⸗ 
nehmer einer in Düſſeldorf im zeitlichen Zuſammenhange mit der Gewerbe- und Induſtrie⸗ 
ausſtellung von 1902 veranftalteten Schwindelausſtellung wegen Betrugs verurteilt worden. 

Indem ich auf die Seite 170 des Miniſterialblattes auszugsweiſe zum Abdruck ge- 
langte Entſcheidung hinweiſe, erſuche ich Sie, in geeigneten Fällen bei Veranſtaltung wilder 
Ausſtellungen im dortigen Verwaltungsbezirk auf Einleitung des Strafverfahrens wegen 
Betrugs hinzuwirken und die darauf ergehenden rechtskräftigen gerichtlichen Erkenntniſſe 
mir vorzulegen. 
IIa 1844. Möller. 


An die Herren Regierungspräſideuten und den hieſigen Herrn Polizeipräſidenten. 


4. Eichweſen. 
Betr. Begriff des öffentlichen Verkehres im Siune der Mağ- nud Gewichtsordunng. 
Berlin W. 66, den 19. Juni 1905. 

Die Frage, in welchem Umfange der Ein- und Verkauf von Waren im Sinne des 
Artikels 10 der Maß und Gewichtsordnung für das Deutſche Reich als ein „öffentlicher 
Verkehr“ anzuſehen ſei, iſt von jeher eine umſtrittene geweſen, namentlich ſoweit es ſich 
um den Verkehr in den Lagerräumen der Großhandlungen und Fabrikbetriebe handelt. 
Obwohl mehrere Oberlandesgerichte dieſen Verkehr ſelbſt dann für einen öffentlichen er- 
achtet haben, wenn die Lagerräume nicht jedermann zugänglich find (vergl. Erk. des Ober- 
landesger. Hamm vom 9. Juni 1902, MBI. 1903, S. 135), jo kann es anderſeits nach 
Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts (vergl. Entſch. vom 4. Oktober 1899 III, Senat, 
vom 6. Oktober 1904 III. Senat) nicht zweifelhaft ſein, daß die Polizeibehörden nach 
Maßgabe der preußiſchen Landesgeſetze (Gef. vom 16. Mai 1816, GS. S. 142, Verordnung 
vom 13. Mai 1840, GS. S. 127 und Geſ. vom 24. Mai 1853 GS. S. 589) nicht in der 
Lage in, auf die gedachten Gewerbtreibenden einen Zwang zur Duldung der Reviſionen 
auszuüben. 

Unter dieſen Umſtänden können die Maßnahmen der Behörden zur Durchführung der 
Maß- und Gewichtsordnung von den fraglichen Gewerbtreibenden wirkungslos gemacht 
werden. Die geſetzlichen Handelsvertretungen ſind daher durch den in Abdruck beigefügten 
Erlaß vom 4. Februar d. J. um ihre Mitwirkung zur Aufrechterhaltung eines befriedigenden 
Zuſtands der Maße uſw. in den Großhandlungen und Fabrikbetrieben erſucht worden. 
Nachdem die überwiegende Mehrzahl der Handelsvertretungen die in Ausſicht genommenen 
zwangloſen, nicht polizeilichen Reviſionen der Mef- und Wiegegeräte bei den bezeichneten 
Gewerbtreibenden für wünſchenswert und ſich bereit erklärt hat, auf die beteiligten Kreiſe 
in geeigneter Weiſe einzuwirken, haben wir die Beſtimmungen über die Ausführung der 
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periodisch zu wiederholenden polizeilichen Maß- und Gewichtsreviſionen vom 5. Auguſt 
1885 (Miu. Bl. d. i. V. S. 188) in folgender Weiſe abgeändert: 

Zu I Ziffer 2 (Zuſatz). Lagerräume der Großhandlungen und Fabrikbetriebe, die 
dem öffentlichen Verkehr nicht zugänglich ſind, werden von dieſen Reviſionen 
nicht betroffen. 

Zu II Ziffer 8 (neuer Abſ. hinter dem erſten Abſ.). 

Auf Großhandlungen und Fabrikbetriebe, deren Lagerräume nicht 
dem öffentlichen Verkehr zugänglich ſind, iſt ein polizeilicher Zwang bei 
Ausführung der Reviſionen nicht auszuüben. 

Zu II Ziffer 13 (neuer Abſ. hinter dem zweiten Abſ.). 

Dieſe Beſtimmungen finden auf ſolche Lagerräume der Großhand— 
lungen und Fabrikbetriebe, welche dem öffentlichen Verkehr nicht zugäng— 
lich ſind, nur inſoweit Anwendung, daß die Reviſionen von den techniſchen 
Beamten ohne Zuziehung der Polizeibeamten vorgenommen werden. 
Letzteres trifft auch auf die in Ziffer 9 Abſ. 3 gedachten Fälle zu. Die 
wahrgenommenen Mängel ſind den Gewerbtreibenden zwecks Vornahme 
der erforderlichen Berichtigungen oder Nacheichungen zu bezeichnen. 
Ziffer 15 findet entfprechende Anwendung. 

Wir erſuchen Sie, unter Mitwirkung der Eichungsinſpektoren das Weitere zur Durch— 
führung dieſer Abänderungen zu veranlaſſen. 

Da die meiſten Handelskammern fich gegen die Anregung, Verzeichniſſe derjenigen 
Großbetriebe anzulegen, die die Reviſionen dulden wollen, ablehuend verhalten haben, fo 
wird von der Verfolgung dieſer Anregung abgeſehen. Auf Grund der nach Ziffer 15 der 
Beſtimmungen vom 5. Auguſt 1885 eingehenden Berichte behalten wir uns vor, gebotenen⸗ 
falls weitere Maßnahmen in die Wege zu leiten. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. 
Möller. Lindig. 


Ila 2053 M. f. H. — IIb 2316 M. d. J. 

An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 

Anlage. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 68, den 4 Februne 195 
66, 5 


Nach Artikel 21 der Maß- und Gewichtsorduung für das Deutſche Reich liegt es den 
Landesregierungen ob, das Erforderliche zur Sicherung der Durchführung der im Art. 10 
a. a. O. enthaltenen Beſtimmungen zu veranlaſſen, wonach zum Zumeſſen und Zuwägen 
im „öffentlichen Verkehr“ nur gehörig geſtempelte Maße, Gewichte und Wagen angewendet 
werden dürfen. Der Begriff des öffentlichen Verkehres iſt in der Maß und Gewichtsord— 
nung für das Deutſche Reich nicht näher beſtimmt, dagegen iſt er für das preußiſche 
Staatsgebiet abzuleiten aus den älteren landesgeſetzlichen Beſtimmungen, nämlich §§ 12, 
14 und 19 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 (GS. S. 142) ſowie 
§§ 2 und 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1840 (GS. S. 127), die noch Geltung haben. 
Durch § 3 des letzteren Geſetzes wurde das in der preußischen Mah- und Gewichtsordnung 
vom 16. Mai 1816 enthaltene Verbot des Beſitzes oder Gebrauches ungeſtempelter Maße 
oder Gewichte auf ſämtliche Gewerbetreibenden für die Zwecke des Einkaufs und Verkaufs 
in ihrem Gewerbebetrieb ausgedehnt. Demgemäß fällt auch der Ein- und Verkauf von 
Waren im Großverkehr unter den Begriff des öffentlichen Verkehrs, wie dies in mehrfachen 
Entſcheidungen meiner Herren Amtsvorgänger mit Recht hervorgehoben worden iſt. Die 
Polizeibehörden hielten ſich daher für berechtigt, zur Sicherung der Durchführung der auch 
den Gewerbetreibenden im Großverkehr obliegenden Verpflichtung die Geſchäftsräume der 
Großhändler und Fabrikläger den wiederkehrenden polizeilich-techniſchen Maß- und Gewichts⸗ 
reviſionen zu unterwerfen, zumal § 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1840 den Polizeibehörden 
die Aufgabe zuweiſt, auf die Beachtung der nach § 2 daſelbſt allen Gewerbetreibenden ob- 
liegenden Verpflichtung zur Benutzung richtigen Maßes und Gewichts durch Unterſuchung 
der in den „Gewerbslokalen“ vorhandenen Maße und Gewichte gemäß dem § 19 der Maf- 
und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 zu wachen. 

Die in den Geſchäftsräumen der Großhandlungen und Fabrikläger benutzten Wiege⸗ 
geräte find daher bislang nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen den polizeilich— 
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technischen Reviſionen unterworfen worden. Erft neuerdings find Zweifel darüber aufge- 
taucht, ob das Recht der Behörden zur polizeilichen Kontrolle der Meß- und Wiegegeräte 
ebenſo weit geht, wie die Verpflichtung der Gewerbetreibenden zur Auwendung richtigen 
Maßes und Gewichts, nachdem zum erſtenmal durch ein Urteil des Oberwaltungsgerichts 
vom 20. September 1894 (Entſch. Bd. XXVII S. 325—332) der Begriff des „Gewerbs⸗ 
lokals“ im Sinne des § 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1840 auf ſolche Geſchäftsräume ein- 
geſchränkt wurde, in welchen ein öffentlicher Gewerbeverkehr ſtattfindet, die alſo jedermann 
zum Ankauf oder Verkauf eröffnet ſind. An dieſer Auslegung der älteren preußiſchen 
Geſetze über die Befugnis der Polizeibehörde hat das Oberverwaltungsgericht in neueren 
Erkenntniſſen, ſo denen vom 18. April 1901 (Pr. Verwaltungsblatt, Jahrg. XXII S. 515) 
und vom 6. Oktober 1904 III. 1733, feſtgehalten. 

Unter dieſen Umſtänden kann die Verwaltung ihre bisherige Praxis der Reviſion der 
Großbetriebe unter Anwendung polizeilichen Zwauges im Weigerungsfalle nicht mehr auf- 
recht erhalten. Nach den bisherigen Erfahrungen iſt aber zu beſorgen, daß die kauf⸗ 
männiſchen Großbetriebe und die Fabriken ihre zum Gin- und Verkaufe benutzten Wiege- 
geräte nur zum Teil aus freien Stücken in regelmäßigen Zeiträumen den Eichbehörden zur 
Prüfung und Berichtigung vorlegen werden. Denn gerade die ſchlechten Erfahrungen mit 
dem Syſtem der freiwilligen Vorlegung der Meßgeräte mit nachfolgender polizeilicher 
Kontrolle hat dazu geführt, ſtatt des Repreſſivſyſtems der beſtehenden Maß- und Gewichts⸗ 
ordnung in dem Entwurf der neuen Maß- und Gewichtsordnung unter allgemeiner Zu⸗ 
ſtimmung der Gewerbetreibenden die regelmäßige behördliche Nacheichung, alſo das 
Präventivſyſtem, vorzuſehen. Es beſteht daher die Gefahr, daß fich das Maß- und Gewichts⸗ 
weſen bis zur Einführung der neuen Ordnung, die vor zwei Jahren kaum zu erwarten iſt, 
beim Großbetriebe in höchſt unerwünſchtem Umfange auf Koſten des gegenſeitigen Ver⸗ 
trauens verſchlechtert. Ich verweiſe hierbei auf die Erfahrungen der Kaiſerlichen Normal⸗ 
Eichungskommiſſion, die nach den Erläuterungen zu § 11 des Entwurfs der neuen Maß⸗ 
und Gewichtsordnung dahin gehen, daß „Gewichte und Maße ſchon nach kurzer Zeit, 
jedenfalls aber im Laufe eines Jahres in Geſchäften mit ſtärkerem Umſatze die vom Bundes⸗ 
rat feſtgeſetzten, im Verkehre noch zu duldenden Abweichungen von der Richtigkeit über⸗ 
ſchreiten.“ Hiernach ift zu befürchten, daß ohne zwiſchenzeitliche Maßnahmen ſchwere 
Schädigungen für den Handelsſtand durch den Mangel behördlicher Aufficht über das Maß⸗ 
und Gewichtsweſen in den Großbetrieben hervortreten werden, deren Bedeutung namentlich 
inſoweit nicht zu überſehen iſt, als dabei die Beziehungen zum Ausland in Frage kommen. 

Es liegt daher im eigenſten Intereſſe des Handelsſtandes, daß bis zum Inkrafttreten 
der neuen Maß- und Gewichtsordnung einer Verſchlechterung des Maß- und Gewichts— 
weſens rechtzeitig vorgebeugt wird. 

Ich habe aus dieſen Erwägungen heraus in Ausſicht genommen, die Eichbehörden 
anzuweiſen, die Geſchäftsräume der Großhändler und Fabrikanten auch in der Folge regel- 
mäßig, jedoch ohne Mitwirkung der Polizeibehörden, aufzuſuchen, um feſtzuſtellen, ob die 
benutzten Gewichte und Wagen noch in den vorgeſchriebenen Grenzen richtig ſind. Dabei 
ſoll ein polizeilicher Zwang zur Duldung der Reviſion nicht ausgeübt werden. Die 
Gewerbetreibenden ſollen durch die eichtechniſche Prüfung vielmehr lediglich in den Stand 
geſetzt werden, diejenigen Meh- und Wiegegeräte, die fehlerhaft find, zu erkennen. 

Zur erfolgreichen Durchführung einer ſolchen Maßnahme iſt es jedoch erforderlich, 
daß ſie durch die Handelsvertretungen mit ihrem ganzen Einfluß unterſtützt wird, damit 
einerſeits Weigerungen der Großbetriebe, die Reviſion zu dulden, vermieden werden und 
andererſeits die Wiegegeräte, die über die Verkehrsfehlergrenzen hinaus unrichtig befunden 
worden ſind, den Eichämtern möglichſt vollzählig zur Berichtigung vorgelegt werden. Es 
dürfte zu erwägen ſein, ob die Handelsvertretungen etwa Verzeichniſſe anlegen wollen, in 
denen die kaufmänniſchen Großbetriebe und die Fabriken vermerkt find, welche ihre Meß⸗ 
und Wiegeräte nach vorſtehenden Vorſchlägen in Ordnung zu halten gewillt ſind, die zu 
jedermanns Einſicht offen liegen und den Eichbehörden zuzuſtellen ſind, um ſie über den 
Umfang der hiernach einzunehmenden Tätigkeit zu unterrichten. 

Ich erſuche die Handelsvertretungen, den Gegenſtand uſw. eingehend zu erörtern und 
mir mitzuteilen, ob die Vorſchläge als geeignet und durchführbar angeſehen werden. 


IIa 5259/4. (gez.) Möller. 
An die Handelskammern und die übrigen geſetzlichen Handelsvertretungen. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen und Lagerung von Carbid. 
Berlin, den 8. Juni 1905. 

tahdem von dem Deutſchen Acetylenverein und dem Verbande deutſcher Brivat- 

Feuerverſicherungsgeſellſchaften beantragt war, einheitliche Vorſchriften über die Herſtellung, 

Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen und die Lagerung von Carbid für das ganze 

Reichsgebiet zu erlaſſen, hat der Bundesrat die verbündeten Regierungen erſucht, den an— 

liegenden, nach eingehenden Beratungen mit einer großen Reihe von Sachverſtändigen feſt⸗ 
geſtellten Entwurf ſolcher Vorſchriften bis zum 1. Oktober d. Is. in Kraft zu ſetzen. 

Wir erſuchen Sie demgemäß ſchon jetzt, bis zum 1. Oktober d. Is. die auf Grund 
unſeres Erlaſſes vom 2. November 1897 (Min. Bl. d. i. V. S. 262) erlaſſene Polizei⸗ 
verordnung durch eine neue Verordnung nach Maßgabe der Anlage zu erſetzen. 

Erwünſcht würde es ſein, in die neue Polizeiverordnung zugleich eine Beſtimmung 
über die Prüfung der Acetylenanlagen durch Sachverſtändige und die Tragung der Koſten 
dieſer Prüfung durch die Beſitzer der Anlagen aufnehmen zu können. Dies wird aber erſt 
möglich ſein, wenn die Vorbereitungen zur Ausführung des in dieſen Tagen vom Landtag 
angenommenen Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger An 
lagen, beendigt ſind. Bis wann ſich dies erreichen läßt, iſt augenblicklich noch nicht zu 
überſehen. Wir behalten uns deshalb vor, Ihnen hierüber ſobald als möglich weitere Mit- 
teilung zu machen, erſuchen Sie aber, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß auch in 
Ihrem Verwaltungsbezirke die vom Bundesrat entworfene neue Polizeiverordnung am 
1. Oktober d. Is. in Kraft treten kann. 

Da die neue Polizeiverordnung nicht mehr ihr Anwendungsgebiet auf die nicht fabrit— 
mäßige Herſtellung von Acetylen beſchränkt, ſondern auch auf die Acetylenfabriken anzu— 
wenden ſein wird, ſind demnächſt bei der Genehmigung neuer Acetylenfabriken in die 
Genehmigungsurkunden (GewO. § 16) von den unferem Erlaſſe vom 2. November 1897 bei- 
gefügten Bedingungen nur diejenigen aufzunehmen, die nicht bereits in die neue Polizei— 
verordnung übernommen ſind. 

Über das Veranlaßte wollen Sie uns bis zum 1. Oktober d. Is. Bericht erſtatten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. In Vertretung. 
Lohmann. v. Biſchoffshauſen. 


IH 4092 M. f. H. — lla 4314 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
Anlage. 


Entwurf einer Polizeiverordnung, betreffend die Herſtellung, Aufbewahrung 
und Verwendung von Acetylen ſowie die Lagerung von Carbid. 


7 
l Wer Acetylen herſtellen oder verwenden will, hat dies, unbeſchadet der Beſtimmmigen 
im § 23, ſpäteſtens bei der Jubetriebſetzung der Apparate der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 
Je eine genaue Beſchreibung und Schnittzeichnung der Apparate und je eine An⸗ 
weiſung über ihre Behandlung ſind der Ortspolizeibehörde vorzulegen und im Apparaten- 
raum an einer in die Augen fallenden Stelle anzuſchlagen. Das Gleiche gilt von einer 
weſentlichen Veränderung der Apparate und ihrer Behandlung. 


82, 

Die Herſtellung und Aufbewahrung von Acetylengas darf nicht in oder unter Räumen 
erfolgen, die zum Aufenthalte von Menſchen beſtinunt find; die Gasentwickler und Gas- 
behälter dürfen nur in Räumen aufgeſtellt werden, welche mit leichter Bedachung verſehen 
und von Wohnräumen, von Scheunen oder von Ställen durch eine Brandmauer (öffnungs⸗ 
loſe maſſive Mauer) oder einen Abſtand von wenigſtens 5 Meter getrennt ſind. Die Ein⸗ 
ziehung einer leichten, mit Hilfe ſchlechter Wärmeleiter hergeſtellten Zwiſchendecke iſt geſtattet. 


A 
Int Freien aufgeſtellte Apparate müſſen wenigſtens 5 Meter von zum Aufenthalte 
von Menſchen beſtimmten Baulichkeiten, von Scheunen und Ställen entfernt ſein. 
Feſtſtehende Acetylengasentwicklungsapparate dürfen nicht im Freien aufgeſtellt werden, 
ſofern ſie nicht nur für den Sommerbetrieb dienen. 


9 

Die Apparatenräume (§ 2 Abſ. 1) müſſen nach außen aufſchlagende Türen beſitzen, 
welche entweder unmittelbar ins Freie oder in ſolche Räume führen, in denen ſich kein 
offenes Feuer befindet und die nicht mit Licht betreten werden; fie müſſen hell, geräumig, 
gut gelüftet und froſtfrei ſein. 

Die Heizung darf nur durch Dampf oder Waſſer oder durch andere Einrichtungen 
geſchehen, bei denen auch im Falle der Beſchädigung die Bildung von Funken oder das 
Glühendwerden ſowie der Zutritt von Acetylen zu offenem Feuer oder hocherhitzten Gegen- 
ſtänden ausgeſchloſſen iſt. 

Von der Feuerſtätte für die Heizung müſſen die Apparatenräume durch Brandmauern 
getrennt ſein. 

§ 4. 

Die künſtliche Beleuchtung der Apparatenräume darf nur von außen erfolgen. Sie 
iſt vor einem dicht ſchließenden Fenſter, das nicht geöffnet werden kann, wenn möglich in 
einer kürfreien Wand anzubringen. Befindet ſich in derſelben Wand mit dieſem Fenſter 
eine Tür oder ein zu öffnendes Fenſter, ſo iſt elektriſches Glühlicht in doppelten, durch ein 
Drahtnetz geſchützten Birnen mit Außenſchaltung und guter Iſolierung der Leitung anzu— 
wenden. Wird zur Beleuchtung Acetylen verwendet, ſo muß daneben eine andere, den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen entſprechende Beleuchtung betriebsbereit vorhanden ſein. 


5% 
Die Apparatenräume dürfen für andere Zwecke nicht verwendet und von Unbefugten 


nicht betreten werden. Das Betreten dieſer Räume mit Licht ſowie das Rauchen in ihnen 
iſt verboten. Dieſe Verbote ſind an den Türen deutlich ſichtbar zu machen. 


8 6. 

Die Entlüftung der Apparatenräume hat durch genügend weite, im höchſten Punkte 
dieſer Räume aufzuſetzende Rohre zu geſchehen. Die Entlüftungsrohre der Räume ſind bis 
über das Dach derart ins Freie zu führen, daß die abziehenden Gaſe und Dünſte weder 
in geſchloſſene Räume noch in Kamine gelangen können. 

8 7. 

Die Apparate müſſen in allen Teilen fo hergeſtellt fein, daß fie gegen Formverände— 

rung und Durchroſten widerſtandsfähig ſind und dauernd gasdicht bleiben. 


§ 8. 
In den Apparaten und Gasleitungen dürfen keine aus Kupfer beftehenden Teile an- 
gebracht fein. Die Verwendung von Meſſing iſt zuläſſig. 


89. m 

Die Apparate müſſen fo eingerichtet fein, daß fic entweder eine vollſtändige Cnt- 
lüftung geſtatten oder das Entweichen des Gasluftgemiſches in ausreichendem Maße er— 
möglichen. Sie müſſen ferner ſo eingerichtet ſein, daß ein Überdruck von mehr als einer 
halben Atmoſphäre und im Entwickler eine Erhitzung über 100 Grad Celſius ausgeſchloſſen 
bleibt, ſofern nicht für fabrikmäßige Betriebe in der Genehmigung nach § 16 der Gewerbe- 
ordnung etwas anderes beſtimmt iſt. Ferner müſſen Vorrichtungen zur Entfernung von 
Verunreinigungen (Phosphorwaſſerſtoff, Ammoniak und dergleichen) vorhanden ſein. 

Das Zurücktreten von Gas aus dem Gasbehälter in den Entwickler muß durch einen 
Waſſerabſchluß verhindert ſein. 8 

10. 

Die Leitungen müſſen bis zu einem Überdrucke von t/o Atmoſphäre vollkommen dicht 
und im übrigen unter Beobachtung derſelben Vorſichtsmaßregeln wie die Steinkohlengas⸗ 
leitungen gelegt ſein. a 

Der Gasbehälter muß mit einem Abzugsrohre verſehen ſein, welches das Abſtrömen 
des ſich nachentwickelnden Gaſes geſtattet, ſobald der Gasbehälter nicht mehr aufnahme⸗ 
fähig iſt. 
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Dieſes Abzugsrohr muß von mindeſtens gleicher Weite wie das Gaszuführungsrohr 
ſein und iſt bis über das Dach derart ins Freie zu führen, daß die abziehenden Gaſe und 
Dünſte weder in geſchloſſene Räume noch in Kamine gelangen können. 


SHD 
Die Überwachung und Bedienung der Apparate darf nur durch zuverläſſige, mit der 
Einrichtung und dem Betriebe vertraute Perſonen erfolgen. 


§ 13. 
Die bei der Herſtellung von Acetylen verbleibenden Carbidrückſtände müſſen in gefahr- 
loſer Weiſe entfernt werden. 


§ 14. 

Die Aufbewahrung von Calciumcarbid und anderen durch Waſſer zerſetzbaren Carbiden 
darf nur in waſſerdicht verſchloſſenen Gefäßen und in trockenen, hellen, gut gelüfteten 
Räumen, welche gegen den Zutritt von Waſſer unter allen Umſtänden geſchützt ſind, erfolgen. 

Eine etwaige Heizung darf nur durch Einrichtungen geſchehen, bei denen auch im Falle 
der Beſchädigung der Eintritt von Waſſer in den Lagerraum und der Zutritt etwa ent- 
wickelten Acetylens zu offenem Feuer oder hoch erhitzten Gegenſtänden ausgeſchloſſen iſt. 

Geöffnete Carbidgefäße ſind mit waſſerdicht ſchließenden oder übergreifenden, waſſer— 
undurchläſſigen Deckeln verdeckt zu halten. 

Die Anwendung von Entlötungsapparaten zum Offuen verlöteter Büchſen iſt verboten. 

Die Lagerung in Kellern iſt unterſagt. 

Die Gefäße müſſen die Aufſchrift tragen: „Carbid, gefährlich, wenn nicht trocken ge- 
halten“. 

§ 15. 

Im Apparatenraume ſelbſt dürfen nicht mehr als 500 Kilogramm Carbid aufbewahrt 

werden. 
8 16. 
Die Vorſchriften der §8 4, 5 finden auch auf Carbidlager entſprechende Anwendung. 


& 17. 

Mengen von mehr als 1000 Kilogramm Carbid dürfen nur in Räumen gelagert 
werden, die von anderen Räumen durch maſſive, mindeſtens 30 Zentimeter überragende 
Brandmanern oder maſſive öffnungsloſe Gewölbe getrennt ſind. 

Die Brandmauer darf durch feuerfeſte Türen durchbrochen und durch eine Wellblech⸗ 
wand erſetzt werden, wenn der Abitand bis zum nächſten Gebäude mindeſtens 5 Meter 
Eh Eine Brandmauer iſt nicht erforderlich, wenn der Abſtand mindeſtens 10 Meter 
beträgt. 

Die Türen müſſen nach außen aufſchlagen. Die Mitlagerung leicht brennbarer oder 
exploſiver Gegenſtände iſt verboten. 

§ 18. 

Die Lagerung von Carbid im Freien ift in den im § 14 Abſ. 1 vorgeſchriebenen, 
waſſerdicht verſchloſſenen Gefäßen in einer Entfernung von mindeſtens 10 Meter von Ge— 
bäuden geſtattet. Die Lagerſtätte iſt auf allen Seiten in einem Abſtande von mindeſtens 
4 Meter mit einem Zaun oder Drahtgitter zu verſehen. Der Raum zwiſchen Lager und 
Umwehrung ift von brennbaren Gegenſtänden frei zu halten. 

Das Carbid iſt auf einer Bühne zu lagern, von deren Unterkante bis zum Erdboden 
ein freier Zwiſchenraum von mindeſtens 20 Zentimeter vorhanden iſt. 

Das Carbid iſt durch ein Schutzdach oder durch waſſerdichte Planen zu ſchützen. 

Der Lagerplatz muß an jedem Zugange mit einer leicht ſichtbaren Warnungstafel ver- 
ſehen ſein, welche die Aufſchrift trägt: „Carbid, gefährlich, wenn nicht trocken gehalten“. 


8 19. 

Denjenigen, welche beim Inkrafttreten dieſer Verordnung Acetylenentwicklungsapparate 
bereits in Betrieb genommen haben, kann von der Ortspolizeibehörde zur Erfüllung der 
Vorſchriften dieſer Verordnung eine Friſt von 12 Monaten vom Tage des Intrafttretens 
dieſer Verordnung ab bewilligt werden. 
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8 20. 
Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Vorſchriften werden mit Geldſtrafe bis zu 
60 Mark und im Falle des Unvermögens an deren Stelle mit entſprechender Haft beſtraft, 
ſoweit nicht nach anderen Beſtimmungen ſchwerere Strafen verwirkt ſind. 


Zur 
Vorſtehende Beſtimmungen finden feine Anwendung: 
1. auf ſtaatliche wiſſenſchaftliche Inſtitute, ſoweit fie Acetylen zu Lehrzwecken her- 
ſtellen oder verwenden, ſowie auf Laboratorien der Staatseiſenbahnverwaltung; 
. auf bewegliche Apparate bis zu 2 Kilogramm Carbidfüllung, jedoch unbeſchadet 
der Beſtimmungen im § 8 und § 9 Abſ. 1 Satz 2; 
3. auf die Lagerung von Carbid in Mengen von weniger als 10 Kilogramm; 
4. auf die Lagerung von Carbid in Fabriken, in denen Carbid hergeſtellt wird. 


8 22. 
Der Regierungspräſident“) ift ermächtigt, in einzelnen Fällen beim Vorliegen He- 
ſonderer Verhältniſſe Ausnahmen von einzelnen Beſtimmungen dieſer Verordnung zuzulaſſen. 


§ 23. 

Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden auch auf die Anlagen zur fabrikmäßigen 
Herſtellung von gasförmigem oder flüſſigem Acetylen Anwendung, welche als chemiſche 
Fabriken einer Genehmigung nach § 16 der Gewerbeordnung bedürfen. Bei der Her— 
ſtellung von flüſſigem Acetylen ſind außerdem die Beſtimmungen des Geſetzes gegen den 
verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) zu beachten. 


* 


) Für den Landespolizeibezirk Berlin: Der Polizeipräſident von Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Verändernugen der Reviſionsberechtigungen der Ingeuienre von Dampfkeſſel⸗Aberwachungsvereinen. 


Bezeichnun T i } Mit der Aus der 
9 1 Den nachgenannten Vereinsingenieuren find Stellvertretung] Vereins⸗ 
erteilt worden die Berechtigungen Indes Ober. J tätigkeit ſind 
nach Ingenieurs ſind 0 
ihrem Sit beauftragt: ſausgeſchieden: 
j i 1. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades. Ingenieur | Ingenieur 
Meyer 
en a Talbot = z 
Frankfurt a. M. .] Schwarze — 
Dortmund... Wichmann 
Stetim, — — Mittendorf —— 
ae - — Staupendahl — 
Königsberg i. Pr. - — Schroeder = s 
Siegen. e - Wagner = Meyer 
Eſſen a. d. RN. | Jenſen = æ 
= ; Schmid | Gärttner 
Stuttgart i Herrmann! Haßler 
Berlin — - Frank 
Kattowitz Horſt = - — & 
. (Schmidt 
Breslau.. Dantine — — > 
Vierow 
| als Leiter der 
Düſſeldorf n —— — zs Zweigſtele Göln. 


Hermann 
bel der Geſchäfts⸗ 
ſtelle in Düſſeldorf. 


garage 
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3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Höchſtzahl der Lehrlinge in Buchdruckereien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Juni 1905. 
Unter Hinweis auf den Erlaß vom 28. April d. Is. (MBI. S. 124) erſuche ich Sie, 
auch die Handelsvertretungen darüber zu hören, ob und inwieweit es ſich empfiehlt, 
gemäß § 128 Abſatz 2 der Gewerbeordnung Vorſchriften über die zuläſſige Höchſtzahl von 
Lehrlingen in Buchdruckereibetrieben zu erlaſſen. Der Berichterſtattung will ich mit Rückſicht 
auf die erweiterten Erhebungen erſt zum 1. Auguſt d. Is. entgegenſehen. 


Im Auftrage. 
IV 5074. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Kinderarbeit iu gewerblichen Betrieben. 
Berlin, den 16. Juni 1905. 


Nachdem das Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 
30. März 1903 (RG Bl. S. 113) nunmehr längere Zeit in Kraft geſtanden hat, erſuchen 
wie Sie, uns nach Anhörung der Gewerbeaufſichtsbeamten und geeigneter Ortspolizei⸗ 
behörden binnen drei Monaten zu berichten, ob auf Grund der Vorſchriften unter Nr. 26ff. 
(Abſchnitt H) unſerer Ausführungsanweiſung vom 30. November 1903 (IBI. S. 369) eine 
hinreichende Überwachung über die Ausführung des Geſetzes hat erfolgen können und welche 
Vorſchläge etwa zur verbeſſerten Ausgeſtaltung der Überwachung, die bei dieſem Geſetze mit 
beſonderen Schwierigkeiten verbunden iſt, zu machen ſind. 


Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, Der 
für Handel und Gewerbe. Unterrichts- und Medizinal⸗ Miniſter des Innern. 
Möller. Angelegenheiten. Jim Auftrage. 
Zm Auftrage. Lindig. 


v. Bremen. 
IIIa 1843 M. f. DH. U III D 1648 M. d. g. A. — IIb 2870 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Überſicht über kommunale Arbeitsnachweisſtellen. 
Berlin, den LI. Juni 1905. 

Anbei überſenden wir Ihnen eine Ilberſicht über die in Preußen vorhandenen kommu— 
nalen oder mit kommunaler Unterſtützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen 
nach dem Stande vom 1. Januar 1905 für die dortigen Akten zur Verteilung an die Nach 
weiſeſtellen Ihres Bezirks. 
Weitere Abdrücke können gegen Erſtattung der Koſten von Carl Heymanns Verlag, 
hier W. 8, Mauerſtraße 44, bezogen werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe Der Miniſter des Inneren 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neuhaus. v. Biſchoffshauſen. 


III 4632 M. f. H. — IIb 2317 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den hieſigen Herrn Polizeipräſidenten. 


— BZ——̃ . —̃ — — —..——xꝛꝛꝛ'ůꝛů 
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5. Gewerbeaufſicht. 
Betr. Reiſekoſten und Tagegelder der Gewerbeaufſichtsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 20. Juni 1905. 


Ich habe die Wahrnehmung gemacht, daß die den Herren Regierungspräſidenten durch 
die Erlaſſe vom 18. November 1892 — B 9895 — und vom 2. November 1901 (MVI 
S. 301) erteilte Ermächtigung, den Gewerbeaufſichtsbeamten für beſtimmte Dienſtreiſen 
Reiſekoſten und Tagegelder aus der Staatskaſſe (Kapitel 68 Titel 11a) zu bewilligen, ſich 
nicht immer auf die in jenen Erlaſſen bezeichneten Fälle beſchränkt hat. Zur ſelbſtändigen 
Genehmigung von Studien- und ähnlichen Reiſen ſind die Herren Regierungspräſidenten 
nur dann ermächtigt, wenn die Beſichtigung gewerblicher Anlagen in benachbarten Aufſichts— 
bezirken Preußens durch ein beſtimmtes, in der Praxis hervorgetretenes Bedürfnis des 
Dienſtes veranlaßt wird, zu ihr ein Zeitaufwand von höchſtens 3 Tagen genügt und die 
dadurch entſtehenden Koſten eine Überſchreitung des überwieſenen Reiſekoſtenfonds nicht 
herbeiführen. Erſcheint in anderen Fällen, insbeſondere auch zum Beſuche von Konferenzen, 
die Gewährung von Reiſekoſten und Tagegeldern oder einer Beihilfe hierzu erforderlich, ſo 
iſt deswegen vor Ausführung der Reiſe meine Genehmigung einzuholen. 
In Vertretung. 
III 4919. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


6. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe der vereinigten Handwerker Köpenicks und Um— 

gegend (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbe-Kaſſe des Vereins der Kutſcher zu Berlin (E. H.), 

3. Kranken- und Sterbekaſſe für alle Berufszweige von Friedenau (E. H.), 

4. Allgemeine Krankenkaſſe (E. H) in Glückſtadt, 

5. Barsbütteler Krankenkaſſe (E. H.) 

Berlin, den 27. Juni 1905. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auflrage 

II 4457 l. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Militäriſche Dienftleiftungen der Lehrer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 66, ben 16, Hund 180 


Der Stundenverteilungsplan der dortigen höheren Maſchinenbauſchule für das laufende 
Sommerſemeſter hat dadurch, daß drei Lehrer der Anſtalt zu militäriſchen Dienſtleiſtungen 
einberufen worden ſind, dreimal abgeändert werden müſſen, was für den Unterrichtserfolg 
ſehr bedenklich iſt. In Berückſichtigung dieſer Tatſache wäre es zweckmäßig geweſen, wenn 
wenigſtens einer der drei Lehrer als unabkömmlich reklamiert worden wäre. i 

Ich erſuche Sie, den Anſtaltsdirektor anzuweiſen, in künftigen ähnlichen Fällen ent⸗ 
ſprechend zu verfahren. 

Im Auſtrage. 
IV 5123. Dönhoff. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
3 — ͤ f— . — 
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VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 
Schwindel⸗Ausſtellungen. 


Auszug aus der Entſcheidung des Landgerichts, II. Strafkammer, in Düſſel⸗ 
dorf vom 12. April 1904, beſtätigt durch Entſcheidung des Reichsgerichts, 
J. Strafſenat, vom 23. Februar 1905. 


Die Angeklagten ſind des Betrugs ſchuldig, und werden dieſerhalb N. zu einer Ge 
fängnisſtrafe von drei Monaten und zu einer Geldſtrafe von fünfzehnhundert Mark, M. zu 
einer Geldſtrafe von dreihundert Mark verurteilt. 


Gründe. 

Der Angeklagte N. veranſtaltet ſeit einigen Jahren gewerbsmäßig Ausſtellungen für 
Patent-, induſtrielle und gewerbliche Neuheiten und Erfindungen; eine allgemeine perma- 
nente Ausſtellung dieſer Art befindet ſich in L. unter ſeiner Direktion. Beſtimmt durch 
die im Jahre 1902 vom 1. Mai bis 20. Oktober zu Dülſeldorf ſtattfindende große Gewerbe— 
und Induſtrie-Ausſtellung für Rheinland und Weſtfalen, beſchloß er die Veranſtaltung einer 
ſogenannten wilden Ausſtellung für gewerbliche und induſtrielle Erfindungen ſowie Nah 
rungs- und Genußmittel zu Düſſeldorf. Als Ausſtellungsort wählte er die über ½% Stunde 
von dem Mittelpunkte der Stadt Düſſeldorf entfernt liegende N.⸗Chauſſee. Hier mietete er 
in der beſonders im Winter wenig verkehrsreichen Gegend von dem Wirt T. einen 
hinter dem Wirtſchaftslokal im Garten liegenden Saal von 20 m Länge und 8 m Breite, 
in welchem 4—5 Tiſche zur Aufſtellung der auszuſtellenden Gegenſtände Platz fanden. 
Zwei Türen ſeitwärts vom Garten aus und eine Tür unmittelbar aus der T.’fchen Wirt- 
ſchaft bildeten die Zugänge zum Saal. Die Zeit der Ausſtellung verlegte Angeklagter in 
die Weihnachtszeit vom 22. bis inkl. 28. Dezember 1902, in welche außer den beiden 
Weihnachtsfeſttagen noch ein Sonntag fiel. Die Vorbereitungsarbeiten und die Durch— 
führung des Unternehmens lagen in ſeiner Hand und bildete ſeine Perſon auch ausſchließlich 
die Direktion; ihm zur Seite ſtand nur der 25 jährige Schreiber M. — Mitangeklagter —, 
der feit ½ Jahre bei ihm in Stellung war und vom 10. Dezember 1902 bis 5. Januar 1903 
zu Düſſeldorf die Ausſtellungsarbeiten förderte; im einzelnen führte er die Korreſpondenz, 
verwaltete die Kaſſengeſchäfte und zeichnete hier und da ſeinen Namen für die Direktion, 
unterzeichnete auch die ſpäter verliehenen Diplome. An den Vorteilen der Ausſtellung hatte 
er unmittelbar keinen Anteil, ſondern bezog außer ſeiner Koſt und Logis ein feſtes Gehalt. 

Beiden Angeklagten legt die Anklage zur Laſt, daß die von ihnen gemeinſam ins 
Werk geſetzte Ausſtellung nicht eine wahre auf Förderung des Handels, des Gewerbes und 
der Induſtrie abzielende Ausſtellung, ſondern eine Schwindelausſtellung geweſen ſei, die nur 
zur Ausbeutung der ausſtellenden Kaufleute inſzeniert ſei. Sie beſchuldigt die Angeklagten 
im einzelnen: 

Zu Düſſeldorf im Jahre 1902: 

I. In der Abſicht der Beſchaffung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils, das Ver— 
mögen (es folgen die Namen von 21 Gewerbetreibenden) dadurch beſchädigt zu haben, daß 
ſie durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen einen Irrtum erregten und unterhielten. 

II. Den Entſchluß, in der Abſicht der Beſchaffung eines rechtswidrigen Vermögens- 
vorteils das Vermögen (es folgen die Namen von 23 Gewerbetreibenden) dadurch zu 
beſchädigen, daß ſie durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen einen Irrtum erregten, durch 
Handlungen betätigt zu haben, die einen Anfang der Ausführung des zwar beabſichtigten, 
aber nicht zur Vollendung gekommenen Vergehens des Betruges enthalten. 

Vergehen gegen $$ 263, 43, 44, 73 StGB.) — 

Die umfangreiche Beweisaufnahme hat außer den obigen Feſtſtellungen allgemeiner 
Art folgendes Ergebnis gehabt: 

Der Angeklagte N. richtete etwa 8 Tage vor dem auf den 22. Dezember 1902 feſt⸗ 
geſetzten Beginn der Ausſtellung u. a. an die in dem Ausſtellungsverzeichnis einzeln auf- 
geführten 125 Gewerbetreibenden ausnahmslos kleinere Kaufleute, Handwerker uſw., in 
meiterer Umgebung der Stadt Düſſeldorf wohnend —, deren Namen und patentierte 
ezw. geſetzlich geſchützte Erfindungen er dem Reichsanzeiger und dem Reichs-Patentblatt 
entnommen hatte, ein gedrucktes Schriftſtück. In demſelben lud er zu einer regen Beteili- 
gung der intereſſierten Kreiſe an der Ausſtellung, die Förderung des Handels, Gewerbes 
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und der Induſtrie und die Intereſſierung des Publikums für die Fortſchritte und neueſten 
Erfindungen bezwecke, ein. Den Ausſtellern ſtellte er die Anknüpfung neuer Verbindungen, 
die Erweiterung des Abſatzgebietes in Ausſicht. An Platzmiete forderte er für jeden 
Quadratmeter Bodenfläche 20 , die ſich unter Umſtänden erhöhte; auch beanſpruchte er 
eine dem Betrage nach nicht beſtimmte Vergütung für Vertretung der Ausſteller in der 
Ausſtellungszeit; dieſe Vergütung iſt in einem für die Ausſteller beigefügten „avis“ auf 
10 bezw. 25 W. feſtgeſetzt. Im Anzeigenteil des offiziellen Ausſtellungskatalogs war für 
Anzeigen je nach der Größe eine Gebühr, z. B. für eine Seite 16% zu entrichten. Als 
Mitglieder des Ehrenpräſidiums führt das Einladungsſchreiben 2 Profeſſoren und 2 Direk— 
toren, und als Mitglieder des Ehrenkomitees 17 Perſonen, vorzugsweiſe Gewerbetreibende 
an, deren Wohnort nicht angegeben, und den Angeklagter ſelbſt nur bei einzelnen anzugeben 
vermag. Als Auszeichnungen für hervorragende Leiſtungen ſind auf Grund Begutachtung 
durch Preisrichter in Ausſicht geſtellt: 
1. Ehrendiplom mit Berechtigung zur Führung des Ehrenkrenzes und der großen 
goldenen. Medaille, 
2i ea mit Berechtigung zur Führung des Ehrenkreuzes und der goldenen 
Medaille, 
Diplom zur großen goldenen Medaille, 
. Diplom zur goldenen Medaille, 
Diplom zur ſilbernen Medaille, 
Diplom zur bronzenen Medaille, 
Auerkennungsdiplome, 
. Mitarbeiterdiplome, 
deren koſtenloſe Zuſtellung zugeſagt wurde. 

Durch das vielverſprechende Einladungsſchreiben ſind die in dem Ausſtellerverzeichnis 
näher bezeichneten 125 Perſonen und Firmen zur Beſchickung der Ausſtellung mit paten- 
tierten und geſchützten Gegenſtänden, oder bloßen Modellen und Zeichnungen, die auch als 
genügend erklärt waren, beſtimmt worden. 

Juſoweit find die feſtgeſtellten Tatſachen von den Angeklagten zugeſtanden. 

Wie ſich aus der eidlichen Ausſage des Polizeikommiſſars U., in deſſen Revier der 
Ausſtellungsſaal lag, ergibt, iſt die Inſzenierung der Ausſtellung geräuſchlos und unbe— 
merkt vor ſich gegangen; Tagesblätter, Plakate uſw. haben weder in noch in der Um— 
gebung der Stadt auf die Ausſtellung hingewieſen. Erſt drei Tage vorher hat der Beamte 
ſie in Erfahrung gebracht; am folgenden Tage machte ein an zwei Stangen vor dem 
T.ſchen Wirtſchaftslokale befeſtigtes Plakat die Ausſtellung erſichtlich. Eine Eröffnung der 
Ausſtellung hat weder am 22. Dezember noch ſpäter ſtattgefunden, insbeſondere ſind die 
von der Gartenſeite zum Saal führenden Türen verſchloſſen geblieben. Nur eine unmittelbar 
aus dem Reſtaurationszuümmer zu erreichende Saaltür war nicht verſchloſſen und gewährte 
allein Zutritt zum Saal. Durch dieſe haben einzelne Gäſte, weniger aus Intereſſe zur 
Ausſtellung als aus Neugierde den Saal betreten. Eine Vorrichtung zur Erhebung von 
Eintrittsgeld war nicht vorhanden. Dieſe Ausſage des Polizeibeamten beſtätigt eidlich der 
Wirt T., der, weil ſtändig in ſeiner Wirtſchaft anweſend, den Verkehr fortlaufend vor 
Augen hatte. Er bekundet, daß die Zahl der Gäſte in der Ausſtellungszeit nicht größer 
als ſonſt geweſen und daß er keinerlei Verdienſt durch die Ausſtellung gehabt habe. Ein 
Preisgericht, deſſen Gutachten für die Verleihung der Auszeichnungen an die Ausſteller 
entſcheidend fein ſollte, hat ernſtlich nicht beſtanden. Die ſpäter für die Ausſteller ange- 
fertigten Diplome bezeichneten als Preisrichter: W., T. und L. und ſind, wie Angeklagter 
N. angibt, dieſe ſowie Schneider K. und einige andere die Mitglieder des behaupteten 
Preisgerichts geweſen. W., deſſen Aufenthalt polizeilich nicht zu ermitteln geweſen, iſt an— 
geblich Agent in Düſſeldorf. T. iſt identiſch mit dem Zeugen Wirt T., der, wie er be— 
kundet, zur Begutachtung der Ausſtellungsobjekte niemals herangezogen, auch ſonſt nicht 
anders für die Ausſtellung tätig geweſen ift, als daß er auf Verlangen des N. einmal 
ſeinen Namen auf ein weißes Blatt Papier geſchrieben hat, der ſpäter bei Herſtellung der 
Diplome Verwendung fand. L., ein Schloſſer in L., iſt, wie T. erklärt, nur ein einziges 
Mal in ſeiner Wirtſchaft geweſen und hat ſich um die Ausſtellung nicht bekümmert. Der 
Schneider K. hat glaubhaft bekundet, daß Angeklagter N. ihm bei Gelegenheit der Anprobe 
eines für den Wirt T. beſtimmten Anzuges einen Jagdanzug zur Prüfung auf Waſſer⸗ 
dichtigkeit und Taillenſchnittmuſter zur Begutachtung vorgelegt habe. Nachdem er den 
Anzug ohne eine genauere Prüfung insbeſondere eine Prüfung der Waſſerdichtigkeit für 
gut befunden und die Schnittmuſter bloß angeſehen, aber als nicht praktiſch bezeichnet 
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habe, habe ihn N. feinen Namen auf ein Stück Papier ſchreiben laſſen. Ein Weiteres 
habe er nicht getan. Der Ausſteller des Jagdanzugs hat, wie N. einräumt, daraufhin das 
Ehrendiplom mit der Berechtigung zur Führung des Ehrenkreuzes und der großen goldenen 
Medaille verliehen erhalten, während der Ausſteller der Schnittmuſter trotz des abſprechenden 
Urteils des K. gleichfalls prämiiert iſt. 

Auch ſämtliche übrigen 124 Ausſteller haben, obſchon ihre ausgeſtellten Objekte, 
Modelle und Zeichnungen keinerlei Begutachtung durch Sachverſtändige unterworfen waren, 
Diplome erhalten, und zwar durchweg die oben zu 1— 4 benannten, nur der Agent Br. 
hat die zu 6 bezeichnete bronzene Medaille neben der großen goldenen Medaille erhalten. 

Die Diplome zeigen mannigfache Ahnlichkeit mit den der Reklame dieuenden Plakaten 
der großen Düſſeldorfer Gewerbe- und Induſtrieausſtellung 1902; die Medaillen tragen 
die Juſchrift „Allgemeine Ausſtellung für gewerbliche und indnſtrielle Neuheiten, ſowie 
Nahrungs- und Genußmittel Düſſeldorf.“ 

Die verliehenen Auszeichnungen wurden den Ausſtellern regelmäßig in der Weiſe zu⸗ 
gänglich gemacht, daß dieſen nach erfolgter Benachrichtigung von der Prämiierung die 
Diplome mit Medaillen unter Angabe der Preiſe, für erſtere 6 M, für letztere bis zu 80 M, 
nebenbei auch Clichés im Preiſe bis zu 50 A. zugeſandt wurden; vielfach wurden, abge: 
ſehen von ſchon vorher gezahlten Beteiligungs- und Vertretungskoſten in Höhe der im Ein 
ladungsſchreiben angegebenen Beträge, noch für Dekoration, Feuerverſicherung, Transport uſw. 
Beträge gefordert. Unterblieb die Zahlung der für Diplom, Medaillen und Clichés ver— 
langten Beträge, ſo wurde die Einziehung durch Poſtauftrag verſucht. In einigen wenigen 
der oben zu I angeführten Fälle haben Ausſteller Diplom, Medaille und Clichés behalten 
und bezahlt, andere nur Diplom und Clichés, der weitaus größte Teil der Ausſteller aber 
nur das Diplom; in den oben zu II angeführten Fällen haben die Ausſteller jegliche Zah⸗ 
lung verweigert. Die übrigen im Ausſtellerverzeichnis namhaften Perſonen bezw. Firmen 
haben von vornherein ſich an der Ausſtellung nicht beteiligt. l 

Aus den wegen weiter Entfernung kommiſſariſch geſchehenen Vernehmungen der zu 
und II bezeichneten Ausſteller ift zu entnehmen, daß die zu 1%, zu II.. .. ſich nicht 
durch die Veranſtaltung der Ausſtellung ſeitens der Angeklagten geſchädigt gefühlt haben, 
daß ſie den von dieſen mit der Ausſtellung verfolgten Zweck erkaunt und es ihnen lediglich 
um Erlangung einer Auszeichnung zu tun geweſen iſt. Mit dieſen Fällen ſcheidet das 
Gericht auch die Fälle zu I. ..., II . . . . aus, in denen die betreffenden kommiſſariſch als 
Zeugen gehörten Ausſteller bei ihrer wegen Nichtbeachtung der Vorſchrift des § 223 St. P. O. 
nochmals erfolgten Vernehmung nicht der Vorſchrift des § 66 a. a. O. entſprechend die 
Richtigkeit ihrer Ausſage unter Berufung auf den früher geleiſteten Eid verfichert haben, 
indem es zu Gunſten der Angeklagten annimmt, daß auch dieſe Ausſteller nicht ge- 
ſchädigt ſind . . .. In allen übrigen Fällen haben die Ausſteller in dem Glauben, die 
Ausſtellung ſei eine reelle öffentliche Ausſtellung, ſie beſchickt und in der weiteren Annahme, 
ein Preisgericht habe die ausgeſtellten Gegenſtände begutachtet, die ihnen zugeſtellten Aus— 
zeichnungen unter Zahlung teils entgegengenommen. 

Der ſo feſtgeſtellte Sachverhalt iſt durch die Ausſagen der in der Hauptverhandlung 
eidlich gehörten Zeugen ſowie der kommiſſariſch gehörten Ausſteller in Verbindung mit den 
eigenen Einlaſſungen der Angeklagten, ferner durch Verleſung des Proſpekts nebſt den zu⸗ 
gehörigen Aviszetteln und des Ausſtellerverzeichniſſes für erwieſen erachtet. 

Beide Angeklagten beſtreiten den ihnen von der Anklage in fortgeſetzter Handlung zur 
Laſt gelegten Betruin g.. 

Die Behauptungen der Angeklagten ſind, ſoweit ſie in Widerſpruch mit dem oben 
dargelegten Sachverhalt ſtehen, für widerlegt erachtet. 

Dieſer Sachverhalt enthält den Tatbeſtand des Betrugs: Es iſt dem Angeklagten N. 
zuzugeben, daß an ſich der Veranſtaltung einer Ausſtellung geſetzlich nichts im Wege ſteht, 
daß insbeſondere diefe keine Verletzung des Strafgeſetzes enthält. Dies hat jedoch zur 
Vorausſetzung, daß ſie, auf eine reelle Grundlage geſtellt, ſich im Rahmen eines erlaubten 
Zwecks hält. Geſchieht dies nicht, ſondern verfolgt fie unlautere Ziele, trägt fie beiſpiels⸗ 
weiſe den Charakter einer ſogenannten Schwindelausſtellung, ſo kann dieſes Handeln, ſofern 
die Tatbeſtandsmerkmale gegeben ſind, den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung, z. B. 
des Betruges, erfüllen. Das von dem Angeklagten zahlreich in die deutſche Geſchäftswelt 
verſandte (Proſpekt) Aufforderungsſehreiben zur Beteiligung an der von N. projetten Aus⸗ 
ſtellung zu Düſſeldorf läßt ſeinem Inhalt im ganzen nach nur die Annahnie zu, als handle 
es ſich um eine redlichen Verkehrsgrundſätzen entſprechende, auch öffentliche Ausſtellung; 
insbeſondere daß die Preisverteilung durch ein nach gleichen Grundſätzen ordnungsmäßig 
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zuſammengeſetztes Preisgericht vor ſich gehe, daß auch die unentgeltliche Zuſendung der 
Diplome an die prämiierten Ausſteller erfolge. Hiermit hat zunächſt der Angeklagte N. 
den Adreſſaten falſche Tatſachen vorgeſpiegelt. Die von 125 Gewerbetreibenden beſchickte 
Ausſtellung hat eine Eröffnung und Zugänglichmachung für das allgemeine Publikum nicht 
erfahren und war ſomit keine öffentliche. Eine ſolche iſt auch von vornherein nicht ge— 
wollt, was ſich aus einer Reihe von Einzeltatſachen ergibt. 

Es lag nahe, daß, wenn Angeklagter eine dem angekündigten Zweck entſprechende 
Ausſtellung wollte, er Ort und Zeit für dieſe jo wählte, daß ſich Gelegenheit zu zahl⸗ 
reichem Beſuche bot. Eine ſolche hat er aber augenſcheinlich nicht ohne Abſicht vermieden. 
Um den Beſuch von Gäſten möglichſt fernzuhalten, legte er den Platz ſtatt in einen ver- 
kehrsreichen Teil der Stadt Düſſeldorf ſelbſt in die ländliche Stille des nahen G. Waldes, 
an einer wenig begangenen Straße, überdies in einen abſeits hinter Gebäuden liegenden 
Garten, und wählte als Zeitpunkt die für Ausſtellungen wenig günſtige Winterzeit, und 
zwar die Weihnachtszeit mit 3 Sonn- und Feſttagen, wo auswärtige Gewerbetreibende, 
die Angeklagter angeblich ausſchließlich als Intereſſenten ins Auge gefaßt hatte, nicht zum 
Beſuche von Ausſtellungen reiſen, ſondern ſich ihren Familien widmen. Auffallend erſcheint 
zudem die kurze Dauer der Ausſtellung, und daß die Vorbereitungen zu ihr ſo geheim und 
geräuſchlos — entgegen dem ſonſt üblichen Brauche - betrieben ſind, daß ſelbſt die poli⸗ 
zeilichen Revierbeamten erſt einige Tage vorher das Projekt in Erfahrung brachten; ferner 
daß er ausſchließlich kleinere, in weiterer Umgebung, zum Teil in anderen Bundesſtaaten 
wohnhafte Gewerbetreibende mit Einladungen bedacht hat. 

Ein Preisgericht, deſſen Beſtehen die Ausſteller aus dem den Einladungsſchreiben 
beigefügten Zettel „avis für Ausſteller“ ſowie dem ganzen Inhalt des Aufforderungs⸗ 
ſchreibens entnehmen mußten — nach dem Inhalt des Diploms ſoll ein ſolches auch beſtanden 
haben — hat nicht beſtanden. Wenn Augeklagter behauptet, daß die Mitglieder des Preis- 
gerichts ihren Namen diskret hatten behandelt wiſſen wollen und er ſie daher nicht nam⸗ 
haft machen könne, ſo hat dies keinen Glauben gefunden. Unwahr iſt weiter die im Ein⸗ 
ladungsſchreiben enthaltene Angabe, die Zuſtellung der Diplome verurſache keine Koſten. 

Angeklagter hat inſoweit den Ausſtellern falſche Tatſachen vorgeſpiegelt. Selbſt 
weim er von vornherein die Ausſtellung als eine öffentliche gewollt hätte und ihm, wie er 
nebeuher behauptet hat, die Eröffnung baupolizeilich unmöglich gemacht ſei, und wenn er 
weiter die Bildung eines Preisgerichts beabſichtigt hätte, jo hätte die erforderliche Redlich— 
keit im Verkehrsleben es ihm zur Pflicht gemacht, vor oder bei Verleihung der Auszeich- 
nungen die Ausſteller darauf hinzuweiſen, daß die Ausſtellung nicht eröffnet geweſen und 
ein Preisgericht nicht beſtanden habe. Indem er dies verſchwiegen, hat er wahre Tat— 
ſachen unterdrückt. 

Durch die vorgeſpiegelten falſchen und unterdrückten wahren Tatſachen ſind in den 
Auklagefällen, ſoweit fie oben nicht ausgeſchieden find — alfo in den Fällen zu l.... 

die Ausſteller in den Irrtum verſetzt, ihre Ausſtellungsobjekte würden der Offent⸗ 
lichkeit ausgeſetzt ſein, würden durch Sachverſtändige behufs Prämiierung begutachtet und 
die ihnen daun zugeſtellten Prämien feien das Ergebnis der Begutachtung durch Sach- 
verſtändige und würden ihnen geſchäftlich förderlich ſein; von den Prämien ſeien dann die 
Diplome koſtenlos. 

Hiermit ſind die betreffenden Ausſteller getäuſcht worden. Durch dieſe Täuſchung 
ſind die Ausſteller in den vorſtehend zu I bezeichneten Fällen geſchädigt worden. Sie 
haben ſich beſtimmen laſſen, Beteiligungs-, Vertretungs- und ſonſtige kleinere Koſten zu 
zahlen, die ihnen zugeſandten Diplome, Medaillen, Kreuze und Cliches ſämtlich bezw. 
einzelne Teile dieſer Auszeichnungen zu behalten und zu bezahlen. Die Höhe der gezahlten 
Geldbeträge beläuft ſich auf 4—100 M. für die einzelnen Ausſteller. Geſchäftlich verwerten 
können dieſe die Auszeichnungen nicht, da ſie nach anerkannter Rechtſprechung auf Grund 
des Geſetzes, betreffend den unlauteren Wettbewerb, im Klagewege zur Enkhaltung des 
Gebrauchs derſelben, z. B. in Form öffentlicher Bekanntmachung auf Briefbogen, Geſchäfts⸗ 
und Reklamekarten angehalten werden können. Damit iſt der Schaden, zu dem noch die 
gezahlten Nebenkoſten kommen, gegeben. In den vorſtehend zu II bezeichneten Fällen, wo 
die betreffenden Ausſteller eine Zahlung abgelehnt haben, iſt ein Schaden nicht entſtanden. 
Der Schaden iſt ſeitens des Angeklagten in der Abſicht der Beſchaffung eines eigenen 
rechtswidrigen Vermögensvorteils verurſacht: Wie jede gewerbsmäßige Veranſtaltung 
eines Ausſtellungsunternehmens auf Gewinn abzielt, fo lag es auch in. der Abſicht des 
Angeklagten mit ſeinem Unternehmen einen Gewinn zu erzielen, wogegen nichts einzuwenden 
iſt, wenn er auf dieſen Gewinn einen Rechtsanſpruch hatte. Einen ſolchen Anſpruch hatte 
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er aber nicht. Anſpruch auf den erzielten Gewinn hatte er nur dann, wenn er das, was 
er den Ausſtellern verſprach und in Ausſicht ſtellte, auch leiſtete, der Leiſtung der Ausſteller 
in Geld eine Gegenleiſtung gegenüberſtellte. 

Dies hat er nicht getan. Er hat eine öffentliche Ausſtellung nicht veranſtaltet, auch 
nicht Begutachtung der Ausſtellungsartikel durch Preisrichter ſtattfinden laſſen und darum 
erſcheint ſein Vorteil als ein bewußt rechtswidriger. 

Damit ift der Tatbeſtand des Betrugs (§ 263 St. G. B.) gegeben. 

Den Betrug hat Augeklagter N. gemeinschaftlich mit ſeinem Angeftellten, dem Mit— 
angeklagten M., ausgeführt. Dieſer hat objektiv mitgewirkt, indem er, wie dargelegt, vor, 
während und nach der Ausſtellungszeit am Orte ſelbſt die ganze mit dem Unternehmen 
verbundene Korreſpondenz führte, die Kaſſengeſchäfte erledigte und namens der Direktion 
dieſe zeichnete, auch die verliehenen Diplome mitunterzeichuete. Es konnte nicht ausbleiben, 
daß er bei dieſer umfaſſenden Tätigkeit das Schwindelhafte des ganzen Unternehmens 
durchſchaute; vor ſeinen Augen ging das ganze Unternehmen vor ſich, er mußte ſehen, daß 
eine Eröffnung nicht ſtattfand, daß ein Preisgericht nicht vorhanden war und das Ganze 
auf eine Täuſchung der Ausſteller abzielte, daß dieſe zu Schaden kommen. Wenn auch er 
ſelbſt eigene Vorteile wohl nur inſoweit nicht im Auge hatte, als er durch das Unter- 
nehmen für die Dauer desſelben Gehalt, freie Koſt und Logis hatte, ſo iſt er doch auch 
auf die Vorteile des Mitangeklagten bedacht geweſen. Seine Mitwirkung erſcheint damit 
nicht als bloße Hilfeleiſtung, ſondern, indem er das Unternehmen als fein eigenes unter- 
ſtützte und durchführte, als Mittäterſchaft (§ 47 St. G. B.). 

Die Anklage geht von der Auffaſſung aus, daß eine Reihe vollendeter und verſuchter 
Betrugsfälle, die ſich als ein fortdauerndes, fortgeſetztes Vergehen darſtellen, vorliege. 
Das Weſen eines derartigen Vergehens beſteht in einer Mehrheit von Einzelhandlungen, 
die als eine Tat aufzufaſſen find. Eine Mehrheit von Einzelhandlungen, welche die Mi- 
klage wohl darin findet, daß nach ihrer Annahme die einzelnen Ausſteller nach und nach, 
zeitlich getrennt betrogen ſind, iſt nach den hier getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen nicht 
gegeben. Feſtgeſtellt ift, daß in einem Zeitraum von 1—2 Tagen die Einladungsſchreiben 
nebſt Anlagen an die Ausſteller fertiggeſtellt und abgeſandt ſind, was begrifflich einer 
Gleichzeitigkeit gleichkommt. Fällt das betrügeriſche Handeln aber zeitlich zuſammen, ſo 
erſcheint es als eine ſelbſtändige Handlung im Sinne des § 74 St. G.B. 

Sonach ſind die Angeklagten für überführt erachtet: 

zu Düſſeldorf im Jahre 1902 gemeinſchaftlich in der Abſicht der Beſchaffung eines 


rechtswidrigen Vermögensvorteil das Vermögen der oben zu I. .. genaunten 
Perſonen dadurch geſchädigt und der oben zu II . . .. genannten Perſonen ge- 


ſchädigt verſucht zu haben, daß ſie durch Vorſpiegelung falſcher und Unterdrückung 
wahrer Tatſachen einen Irrtum erregten. — Vergehen gegen §§ 263, 47 St. G. B. 
In Anwendung der angezogenen Strafvorſchriften waren ſie zu beſtrafen. Bei Zu 
meſſung der Strafen iſt davon ausgegangen, daß die ganze Veranſtaltung des Schwindel⸗ 
unternehmens, die eine ſchwere wirtſchaftliche Schädigung bedeutet, dem Geiſte N.'s ent- 
ſprungen, daß er die treibende Kraft desſelben geweſen und alle Vorteile ihm zugefloſſen 
find. Ihn mußte die ſchwere Strafe treffen unter Verſagung wildernder Umſtände. Er⸗ 
ſchwerend iſt auch berückſichtigt, daß er den Schwindel planmäßig von langer Hand vor⸗ 
bereitet hat, daß er wegen ſtrafbaren Eigennutzes mit 2 Wochen Gefängnis vorbeſtraft und 
die erlangten Vorteile erheblicher Art ſind. Was den Angeklagten M. angeht, ſo iſt 
mildernd in Betracht gezogen, daß er in abhängiger Stellung von ſeinem Mitangeklagten 
war, daß ſein Anteil an dem Betrug und insbeſondere den Vorteilen geringeren Umfangs 
iſt und daß er in noch jugendlichem Alter ſteht. 
Die Umwandlung der Geldſtrafen in entſprecheude Gefängnisſtrafen und die Koſten⸗ 
entſchädigung beruhen auf §§ 28, 29 St. G.B. u. 497 St. P. O. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Befprehung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es fih nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 
Jahrbuch der deutſchen Handelskammern und ſonſtigen amtlichen Handels- 
vertretungen. Herausgegeben im Auftrage des Deutſchen Handelstags vou der Handels— 
kaumer zu Leipzig durch deren Syndikus Dr. jur. Wendtlandt. Jahrgang 1905. 
Leipzig 1905, Verlag von C. L. Hirſchfeld. 
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